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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Stephan KANHAUSER als Einzelrichter tiber die Beschwerde
von XXXX, gegen den Bescheid der GIS Gebuhren Info Service GmbH vom 11. Juni 2018, GZ 0001875616, zu Recht

erkannt:
A)

Die Beschwerde hinsichtlich der Rundfunkgeblhrenbefreiung und Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt wird
gemal § 3 Abs. 5 und § 6 Abs. 2 Rundfunkgebuhrengesetz - RGG, BGBI. | Nr. 159/1999 jeweils in der Fassung BGBI. | Nr.
70/2016, sowie 88 47ff Fernmeldegebuhrenordnung (Anlage zum Fernmeldegebuhrengesetz),BGBI. | Nr. 170/1970 in
der Fassung BGBI. | Nr. 70/2016, iVm § 9 Abs. 6 Fernsprechentgeltzuschussgesetz - FeZG,BGBI. | Nr. 142/2000 in der
Fassung BGBI. | Nr. 96/2013, sowie 8 3 Abs. 2 und8 4 Abs. 2 FeZG, BGBI. | Nr. 142/2000 in der Fassung BGBI. | Nr.
111/2010, als unbegrindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1. Mit am 11.Mai 2018 bei der belangten Behorde eingelangtem Antragsformular beantragte die Beschwerdefihrerin
die Befreiung von den Rundfunkgebihren und eine Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt, gab die
Anspruchsvoraussetzung "Bezieher von Leistungen nach pensionsrechtlichen Bestimmungen oder diesen
Zuwendungen vergleichbaren sonstigen wiederkehrenden Leistungen versorgungsrechtlicher Art" und keine weiteren
mit ihr im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen an. Dem Antrag waren folgende Unterlagen beigeschlossen:

* Kopie eines Kontoauszuges

* Bestdtigung der Meldung aus dem Zentralen Melderegister Uber einen aufrechten Hauptwohnsitz der
Beschwerdefiihrerin an antragsgegenstandlicher Adresse.

2. Mit Haftnotiz der belangten Behdrde hielt diese fest, dass die Beschwerdefuhrerin laut Antragstellung aus dem Jahre
2014 zwei Pensionen und eine Landwirtschaftspauschale beziehe.

3. Mit Schreiben vom 25. Mai 2018 teilte die belangte Behodrde der Beschwerdefuhrerin das "Ergebnis der
Beweisaufnahme" (namlich eine Richtsatziiberschreitung des Haushaltseinkommens um € 10,23) mit und forderte sie
zur Nachreichung von Abzugsposten (auBergewdhnliche Belastungen laut Einkommenssteuerbescheid bzw.
Mietzinsaufgliederung und Mietvertrag nach dem Mietrechtsgesetz, des Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetzes oder
anderer mieterschutzender Gesetze) innerhalb von zwei Wochen nach der Zustellung dieses Schreibens auf,
widrigenfalls ihr Antrag abgewiesen werden musse.

Festgestellt wurde ein Gesamteinkommen des Haushaltes in der Hohe von € 1.168,84 monatlich, bestehend aus zwei
Pension der Beschwerdefihrerin im Umfang von € 334,46 und € 804,07 monatlich sowie eine Pauschale fur eine
unbewirtschaftete Landwirtschaft im Umfang von € 30,31 monatlich abzlglich einer Eigenheimpauschale in Héhe von
€ 140,00. Ausgehend vom Richtsatz fiir einen Einpersonenhaushalt sei daher eine Uberschreitung dieses Richtsatzes
gegeben.

4. In weiterer Folge langten eine Aufstellung der jahrlichen Betriebskosten fur antragsgegenstandliche Adresse, ein
Einkommenssteuerbescheid fur das Jahr 2015, diverse Vorschreibungen fir Gemeindeabgaben, eine Kopie eines
Kontoauszuges, eine Rechnung Uber Kehrgebihren eines Rauchfangkehrers, eine Zahlungsanweisung, eine

Heizdlrechnung sowie eine Rechnung der Kosten flr das Familiengrab bei der belangten Behérde ein.

Die Beschwerdefiihrerin fuhrte in diesem Zusammenhang aus, dass sie Uber keinen aktuelleren

Einkommenssteuerbescheid verflige und ihr Sohn einen Anteil der vorgelegten Rechnungen zahle.

6. Mit Bescheid vom 11. Juni 2018, GZ 0001875616, wies die belangte Behdrde den Antrag der Beschwerdefuhrerin ab
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und fuhrte begrindend aus, das Haushaltseinkommen habe die fur die GebUhrenbefreiung maligebliche
Betragsgrenze Uberschritten. Sonstige Abzlige kénnten nicht berlcksichtigt werden. Auch sei die Beschwerdeflhrerin
bereits schriftlich darauf hingewiesen worden, dass ihr Antrag abgewiesen werde, sollte sie die bendtigten Angaben
bzw. Unterlagen nicht innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt der schriftlichen Aufforderung nachreichen.

7. Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht Beschwerde erhoben und um neuerliche Uberpriifung des Antrages
ersucht. Der Beschwerde wurden die bereits vorgelegten Unterlagen beigeschlossen.

8. Die Beschwerdevorlage der belangten Behdrde vom 10. August 2018 langte beim Bundesverwaltungsgericht am 16.
August 2018 ein.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Folgender Sachverhalt steht fest:

1.1. Die Beschwerdefuhrerin bezieht zwei Pension und lebt in einem Einpersonenhaushalt.

1.2. Die Summe der unbestrittenen Einkiinfte der Beschwerdefihrerin betragt € 1.168,84 pro Monat.

1.3. Abzuglich der Kosten des Wohnungsaufwandes in Hohe von pauschal € 140,00 fur das Eigenheim ergibt sich sohin
ein mal3gebliches Haushaltseinkommen in Hohe von € 1.028,84.

1.4. Weitere zu bertcksichtigende Mehraufwendungen wurden nicht vorgebracht bzw. nachgewiesen.

1.5. Ausgehend von dem fiir einen Haushalt mit einem Mitglied festgesetzten Richtsatz in Hohe von € 1.018,55 war
somit eine Uberschreitung dieses Richtsatzes festzustellen.

2. Beweiswurdigung:

Die Feststellungen beruhen auf den von der belangten Behdrde vorgelegten Verwaltungsakt und den seitens der

Beschwerdefiihrerin beigebrachten Unterlagen.
Die EinkUnfte der Beschwerdeflihrerin wurden nicht bestritten.

Die abzuziehende Pauschale in Hoéhe von € 140,00 fur den Wohnungsaufwand des Eigenheimes der

Beschwerdefihrerin ergibt sich aus den gesetzlichen Bestimmungen (siehe hiezu die rechtliche Beurteilung).
3. Rechtlich folgt daraus:
3.1. Zur Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichts:

Gegen von der GIS Gebuhren Info Service GmbH erlassene Bescheide ist nach 8 6 Abs. 1 Rundfunkgebihrengesetz -
RGG, BGBI. | Nr. 159/1999 in der FassungBGBI. | Nr. 70/2013, die Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht

zulassig.

Gemal § 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BYwGG, BGBI | Nr. 10/2013, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht
durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Mangels einer diesbezuglichen Bestimmung liegt im gegenstandlichen Verfahren Einzelrichterzustandigkeit vor.
3.2 Anzuwendendes Recht:

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte (mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes) ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwWGVG, BGBI. | Nr. 33/2013 in der FassungBGBI. | Nr. 122/2013, geregelt (8 1
leg cit). Gemal} 8 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens

dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemal § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 und des IV. Teiles,
sowie im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngeméR
anzuwenden, die die Behérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren
angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

§ 28 Abs. 1 und Abs. 2 VWGVG lauten wortwortlich:

"(1) Sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht die

Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.
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(2) Uber Beschwerden gemdaR Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu
entscheiden, wenn 1. der mal3gebliche Sachverhalt feststeht oder 2. die Feststellung des maf3geblichen Sachverhalts
durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis

verbunden ist."
Die 8§ 2, 3, 4 und 6 Rundfunkgebuihrengesetz - RGG lauten:
"Gebuhrenpflicht, Meldepflicht

8 2. (1) Wer eine Rundfunkempfangseinrichtung im Sinne des 8 1 Abs. 1 in Gebduden betreibt (Rundfunkteilnehmer),
hat GebuUhren nach § 3 zu entrichten. Dem Betrieb einer Rundfunkempfangseinrichtung ist deren Betriebsbereitschaft
gleichzuhalten.

(2) Die GebUhrenpflicht nach 8 1 besteht nicht, wenn
1. dem Rundfunkteilnehmer eine Befreiung (§ 3 Abs. 5) erteilt wurde oder
2. fur den Standort bereits die GebUhren nach § 3 entrichtet werden.

Standort ist die Wohnung oder eine sonstige Raumlichkeit bzw. ein geschlossener Verband von Raumlichkeiten mit
einheitlichem Nutzungszweck, wo eine Rundfunkempfangseinrichtung betrieben wird.

3) ()

Rundfunkgebulhren

§ 3. (1) Die GebUhren sind fur jeden Standort (8 2 Abs. 2) zu entrichten und betragen (...)
) (.

(5) Von den Gebuhren nach Abs. 1 sind auf Antrag jene Rundfunkteilnehmer zu befreien, bei denen die in §§ 47 bis 49
der Anlage zum Fernmeldegeblihrengesetz (Fernmeldegebihrenordnung), BGBI Nr 170/1970, genannten
Voraussetzungen fur eine Befreiung von der Rundfunkgebihr vorliegen.

6)(...)
Einbringung der Gebuhren

8 4. (1) Die Einbringung der Gebuhren und sonstiger damit verbundener Abgaben und Entgelte einschlieBlich der
Entscheidung Uber Befreiungsantrage (8 3 Abs. 5) obliegt der "GIS Gebuhren Info Service GmbH" (Gesellschaft).

(2) bis (5) (...)
Verfahren

8 6. (1) Die Wahrnehmung der behordlichen Aufgaben nach § 4 Abs. 1 obliegt der Gesellschaft; gegen von der
Gesellschaft erlassene Bescheide ist Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht zuldssig. Das AVG ist anzuwenden.

(2) Im Verfahren Uber Befreiungen sind die 88 50, 51 und 53 der Anlage zum Fernmeldegebihrengesetz
(Fernmeldegebuhrenordnung), BGBI. Nr. 170/1970, anzuwenden.

(3) bis (5) (...)."

Die Anlage zum Fernmeldegebihrengesetz (Fernmeldegebihrenordnung), BGBI. | Nr. 170/1970 in der FassungBGBI. |
Nr. 70/2016, lautet (auszugsweise):

"ABSCHNITT XI
Befreiungsbestimmungen
§ 47. (1) Uber Antrag sind von der Entrichtung

der Rundfunkgebuhr fir Radio-Empfangseinrichtungen (8 3 Abs. 1 1. Untersatz RGG),

der Rundfunkgebuhr fur Fernseh-Empfangseinrichtungen (8 3 Abs. 1 2. Untersatz RGG) zu befreien:
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1. Bezieher von Pflegegeld oder einer vergleichbaren Leistung;
2. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktservicegesetz, BGBI. Nr. 313/1994;

3. Bezieher von Leistungen nach pensionsrechtlichen Bestimmungen oder diesen Zuwendungen vergleichbare
sonstige wiederkehrende Leistungen versorgungsrechtlicher Art der 6ffentlichen Hand,

4. Bezieher von Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,
5. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktférderungsgesetz,
6. Bezieher von Beihilfen nach dem Studienférderungsgesetz 1992,

7. Bezieher von Leistungen und Unterstitzungen aus der Sozialhilfe oder der freien Wohlfahrtspflege oder aus
sonstigen offentlichen Mitteln wegen sozialer Hilfsbedurftigkeit.

(2) Uber Antrag sind ferner zu befreien:

1. Von der Rundfunkgebihr fur Radio- und Fernseh-Empfangseinrichtungen

a) Blindenheime, Blindenvereine,

b) Pflegeheime fur hilflose Personen, wenn der Rundfunk- oder Fernsehempfang diesen Personen zugute kommt.
2. Von der Rundfunkgebtihr fur Fernseh-Empfangseinrichtungen

a) Gehdrlose und schwer hérbehinderte Personen;

b) Heime fur solche Personen, wenn der Fernsehempfang diesen Personen zugute kommt.

3.(Anm.: aufgehoben durch BGBI. | Nr. 71/2003)

8§ 48. (1) Die Zuerkennung einer GebUhrenbefreiung an Personen nach 8§ 47 ist jedoch dann unzuldssig, wenn das
Haushalts-Nettoeinkommen den fiir die Gewahrung einer Ausgleichszulage fir einen Ein- oder Mehrpersonenhaushalt
festgesetzten Richtsatz um mehr als 12% Ubersteigt.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 finden auf die nach § 47 Abs. 2 Z 1 und Z 2 lit. b anspruchsberechtigte
Personengruppe keine Anwendung.

(3) Nettoeinkommen im Sinne des Abs. 1 ist die Summe samtlicher Einklnfte in Geld oder Geldeswert nach Ausgleich
mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten Abzlge.

(4) Bei Ermittlung des Nettoeinkommens sind Leistungen auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967,
Kriegsopferrenten, Heeresversorgungsrenten, Opferflirsorgerenten, Verbrechensopferrenten sowie Unfallrenten und
das Pflegegeld nicht anzurechnen. Nicht anzurechnen sind aulerdem die Einklnfte der am Standort einer zu
pflegenden Person lebenden Pflegeperson, die aus den Einktnften anderer im Haushalt lebender Personen bestritten

werden.

(5) Ubersteigt das Nettoeinkommen die fiir eine Geblihrenbefreiung maRgebliche Betragsgrenze nach Abs. 1, kann der
Befreiungswerber als abzugsfahige Ausgaben geltend machen:

1. den Hauptmietzins einschlielich der Betriebskosten im Sinne des Mietrechtsgesetzes, des
Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetzes und anderer vergleichbarer mieterschiitzender Gesetze, wobei eine gewahrte
Mietzinsbeihilfe anzurechnen ist; besteht kein Rechtsverhdltnis nach dem Mietrechtsgesetz, dem
Wohnungsgemeinnitzigkeitsgesetz oder anderen vergleichbaren mieterschiitzenden Gesetzen, so ist ein monatlicher
Pauschalbetrag in der Hohe von 140,00 Euro als Wohnaufwand anzurechnen,

2. anerkannte auBergewochnliche Belastungen im Sinne der 88 34 und 35 des Einkommensteuergesetzes 1988,
Ausgaben im Zusammenhang mit einer 24-Stunden-Betreuung kénnen auch geltend gemacht werden, wenn der Bezug
eines Zuschusses des Sozialministeriumservice zur Unterstitzung der 24-Stunden Betreuung nachgewiesen wird.

8§ 49. Eine GebUhrenbefreiung setzt ferner voraus:

1. Der Antragsteller muss an dem Standort, fur welchen er die Befreiung von der Rundfunkgebihr beantragt, seinen
Hauptwohnsitz haben,

2. der Antragsteller muss volljahrig sein,
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3. der Antragsteller darf nicht von anderen Personen zur Erlangung der Gebuhrenbefreiung vorgeschoben sein,

4. eine Befreiung darf nur fur die Wohnung des Antragstellers ausgesprochen werden. In Heimen oder Vereinen gemaf}
8 47 Abs. 2 eingerichtete Gemeinschaftsrdume gelten fir Zwecke der Befreiung als Wohnung.

8 50. (1) Das Vorliegen des Befreiungsgrundes ist vom Antragsteller nachzuweisen, und zwar:
1.in den Fallen des § 47 Abs. 1 durch den Bezug einer der dort genannten Leistungen,

2. im Falle der Gehorlosigkeit oder schweren Hérbehinderung durch eine arztliche Bescheinigung oder durch einen
vergleichbaren Nachweis tber den Verlust des Gehdrvermdgens.

(2) Der Antragsteller hat anlasslich seines Antrages Angaben zum Namen, Vornamen und Geburtsdatum aller in
seinem Haushalt lebenden Personen zu machen. Die GIS Gebuhren Info Service GmbH ist, sofern der Antragsteller
und alle in seinem Haushalt lebenden Personen dem schriftlich zugestimmt haben, berechtigt, diese Angaben im Wege
des ZMR auf Richtigkeit und Vollstandigkeit zu Uberprufen, wobei die Anschrift als Auswahlkriterium vorgesehen
werden kann.

(3) Die Finanzbehdrden haben der GIS Gebuhren Info Service GmbH bei Vorliegen der Zustimmung der Betroffenen
Uber Anfrage die Einkommensverhaltnisse des Antragstellers und aller mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden
Personen mitzuteilen; der Nachweis hat die Summe samtlicher Einkinfte im Sinne von 8§ 48 Abs. 3 zu umfassen.
Unbeschadet des Vorliegens einer Zustimmung der Betroffenen dirfen Auskinfte Gber die Einkommensverhaltnisse
nur insoweit eingeholt und gegeben werden, als im Einzelfall berechtigte Zweifel an der Richtigkeit oder Vollstandigkeit
von Angaben des Antragstellers entstanden sind, die durch Befragung der Betroffenen voraussichtlich nicht
ausgeraumt werden kénnen.

(4) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH ist berechtigt, den Antragsteller zur Vorlage sdmtlicher fir die Berechnung des
Haushalts-Nettoeinkommens erforderlichen Urkunden aufzufordern.

(5) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH kann die in Betracht kommenden Trager der Sozialversicherung um Auskunft
Uber das Bestehen der fur die Befreiung malRgeblichen Voraussetzungen ersuchen, wenn berechtigte Zweifel an der
Richtigkeit der Angaben des Antragstellers bestehen; diese sind ihrerseits zur kostenfreien Auskunft verpflichtet.

6)(...)

8 51. (1) Befreiungsantrage sind unter Verwendung des hieflur aufgelegten Formulars bei der GIS Gebuhren Info
Service GmbH einzubringen. Dem Antrag sind die gemaf3 § 50 erforderlichen Nachweise anzuschliel3en. (...)"

Die 88 1, 2, 3, 4 und 9 Fernsprechentgeltzuschussgesetz - FeZG lauten (auszugsweise) wortwortlich:
"Anwendungsbereich

8 1. Dieses Gesetz regelt Zuschussleistungen zu den Fernsprechentgelten bestimmter Personen und Institutionen.
Begriffsbestimmungen

8 2. (1) "Fernsprechentgelte" im Sinne dieses Gesetzes sind jene Entgelte, die ein Betreiber eines offentlichen
Kommunikationsdienstes fur den Zugang zum o6ffentlichen Kommunikationsnetz oder fur die Erbringung eines
Kommunikationsdienstes in Rechnung stellt. Fir Zwecke der Umsatzsteuer gilt der Betrag, der auf die Zuschussleistung
entfallt, nicht als Entgelt.

(2) "Haushalts-Nettoeinkommen" im Sinne dieses Gesetzes ist die Summe samtlicher Einkilinfte in Geld oder
Geldeswert nach Ausgleich mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten Abzlige. Bei der Ermittlung des
Haushalts-Nettoeinkommens sind Leistungen auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, des
Impfschadengesetzes, Kriegsopferrenten, Heeresversorgungsrenten, Opferfursorgerenten, Verbrechensopferrenten
sowie Unfallrenten und das Pflegegeld nicht anzurechnen. Nicht anzurechnen sind auBerdem die Einklnfte der am
Standort einer zu pflegenden Person lebenden Pflegeperson, die aus den Einkinften anderer im Haushalt lebender
Personen bestritten werden.

(3) Ubersteigt das geméaR Abs. 2 ermittelte "Haushalts-Nettoeinkommen" die fiir eine Zuschussleistung maRgebliche
Beitragsgrenze, kann der Antragsteller als abzugsfahige Ausgaben geltend machen:

1. den Hauptmietzins einschliellich der Betriebskosten im Sinne des Mietrechtsgesetzes, des



Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetzes und anderer vergleichbarer mieterschiitzender Gesetze, wobei eine gewahrte
Mietzinsbeihilfe ~anzurechnen ist; besteht kein Rechtsverhdltnis nach dem Mietrechtsgesetz, dem
Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetz oder anderen vergleichbaren mieterschiitzenden Gesetzen, so ist ein monatlicher
Pauschalbetrag als Wohnaufwand anzurechnen, welcher auf Basis der Betriebskosten pro m? und der anrechenbaren
WohnungsgrofRe festzulegen ist.

2. anerkannte aulergewdhnliche Belastungen im Sinne der 88 34 und 35 des Einkommensteuergesetzes 1988.
Ausgaben im Zusammenhang mit einer 24-Stunden-Betreuung kénnen auch geltend gemacht werden, wenn der Bezug
eines Zuschusses des Sozialministeriumservice zur Unterstitzung der 24-Stunden-Betreuung nachgewiesen wird.

Anspruchsberechtigter Personenkreis
8 3. (1) Eine Zuschussleistung setzt voraus:

1. Der Antragsteller darf nicht bereits fur einen Zugang zum 6&ffentlichen Kommunikationsnetz eine Zuschussleistung
zum Fernsprechentgelt beziehen (Doppelbezugsverbot), insbesondere darf pro Haushalt nur eine Zuschussleistung
nach diesem Bundesgesetz bezogen werden.

2. der Antragsteller darf nicht von anderen Personen zur Erlangung der Zuschussleistung vorgeschoben sein;
3. Zugang zum 6ffentlichen Kommunikationsnetz darf nicht fur geschaftliche Zwecke genutzt werden;
4. der Antragsteller muss volljahrig sein.

(2) Sofern die Voraussetzungen des Abs. 1 gegeben (Z 1) bzw. vom Antragsteller glaubhaft gemacht worden sind (Z 2
und 3), haben Uber Antrag folgende Personen Anspruch auf Zuschussleistungen zum Fernsprechentgelt:

1. Bezieher von Leistungen nach pensionsrechtlichen Bestimmungen oder diesen Zuwendungen vergleichbare
sonstige wiederkehrende Leistungen versorgungsrechtlicher Art der 6ffentlichen Hand;

2. Bezieher von Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977;

3. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktférderungsgesetz;

4. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktservicegesetz,BGBI. Nr. 313/1994;
5. Bezieher von Beihilfen nach dem Studienférderungsgesetz 1992;

6. Bezieher von Leistungen und Unterstitzungen aus der Sozialhilfe oder der freien Wohlfahrtspflege oder aus

sonstigen 6ffentlichen Mitteln wegen sozialer Hilfsbedurftigkeit;
7. Bezieher von Pflegegeld oder einer vergleichbaren Leistung;

8. Gehdrlose und schwer hérbehinderte Personen, sofern die technische Ausgestaltung des Zuganges zum o6ffentlichen

Kommunikationsnetz eine Nutzung fur sie ermoglicht;

sofern das Haushalts-Nettoeinkommen gemaR § 2 Abs. 2 und § 2 Abs. 3 dieser Personen den fur die Gewahrung einer

Ausgleichszulage fur einen Ein- oder Mehrpersonenhaushalt festgesetzten Richtsatz um nicht mehr als 12% Ubersteigt.

(3) Sofern die Voraussetzungen des Abs. 1 gegeben sind, haben Uber Antrag Heime fur gehérlose und schwer
hérbehinderte Personen Anspruch auf Zuschussleistungen zum Fernsprechentgelt, sofern die Zuganglichkeit und die
technische Ausgestaltung des Zugangs zum offentlichen Kommunikationsnetz zur Nutzung durch die im Heim

aufhaltigen gehdérlosen und/oder schwer hérbehinderten Personen gegeben ist.
Verfahren

8 4. (1) Antrage auf Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt sind unter Verwendung des hieflr aufgelegten Formulars
bei der GIS Gebtihren Info Service GmbH einzubringen. Darin hat der Antragsteller insbesondere den gemal3 8§ 11
vertraglich verpflichteten Betreiber anzugeben, bei welchem er beabsichtigt, eine allenfalls zuerkannte

Zuschussleistung einzulésen.

(2) Das Vorliegen eines Zuschussgrundes im Sinne des § 3 Abs. 2 und 3 ist vom Antragsteller nachzuweisen. Dies hat fur
die Falle des 8 3 Abs. 2 durch den Nachweis des Bezuges einer der dort genannten Leistungen, in Fallen der
Gehorlosigkeit oder schweren Horbehinderung durch eine arztliche Bescheinigung oder durch einen vergleichbaren
Nachweis Gber den Verlust des Gehdrvermoégens zu erfolgen.


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1994_313_0/1994_313_0.pdf

(3) Der Antragsteller hat anlasslich des Antrages eine Bestatigung der ortlich zustandigen Meldebehdérde Uber die in
seinem Haushalt lebenden Personen einzuholen und dem Antrag beizulegen.

(4) Die Einkommensverhaltnisse des Antragstellers und aller mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen
sind durch ein Zeugnis des 6rtlich zustandigen Finanzamtes nachzuweisen. Der Nachweis hat die Summe samtlicher
Einklnfte im Sinne des § 2 Abs. 2 und Abs. 3 zu umfassen.

(5) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH ist berechtigt, den Antragsteller zur Vorlage samtlicher fir die Berechnung des
Haushalts-Nettoeinkommens erforderlichen Urkunden aufzufordern.

(6) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH darf die ermittelten Daten ausschlieBlich zum Zweck der Vollziehung dieses
Bundesgesetzes verwenden; sie hat dafur Sorge zu tragen, dass die Daten nur im zulassigen Umfang verwendet
werden und hat Vorkehrungen gegen Missbrauch zu treffen.

Zustandigkeit

§ 9. (1) Uber einen Antrag auf Zuschussleistungen zu den Fernsprechentgelten hat die GIS Gebiihren Info Service
GmbH mittels Bescheid zu entscheiden, in welchem hinsichtlich der Hohe der Zuschussleistung auf die Verordnung
gemal § 6 hinzuweisen ist. (...)

(6) Gegen Bescheide der GIS Gebtihren Info Service GmbH und wegen Verletzung ihrer Entscheidungspflicht in
Verwaltungssachen kann Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht erhoben werden. (...)

(8) In Verfahren gemal3 Abs. 1 bis 4 sind das AVG und das VVG anzuwenden."
3.3. Zu A) Abweisung der Beschwerde:

Nach der Systematik der Fernmeldegeblihrenordnung sowie des Fernsprechentgeltzuschussgesetzes (FeZG) ist die
Zuerkennung einer Befreiung von der Rundfunkgeblhr sowie auf Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt ua an das
Vorliegen einer der Anspruchsvoraussetzungen des 8 47 Fernmeldegebuhrenordnung bzw § 3 Abs. 2 und Abs. 3 FeZG
sowie an die Hohe des Haushalts-Nettoeinkommen aller Personen des antragsgegenstandlichen Haushaltes
gebunden.

Der Antrag der Beschwerdefuhrerin auf Rundfunkgeblhrenbefreiung fir Fernseh-Empfangseinrichtungen und
Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt wurde mit dem angefochtenen Bescheid mit der Begriindung abgewiesen,
dass das malgebliche Haushaltseinkommen die in8 48 Abs. 1 FGO bzw.8 3 Abs. 2 FeZG genannte mafgebliche

Betragsgrenze Ubersteigt.

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 3. Juli 2015, G 176/2014, V 89/2014 ua, in§ 48 Abs. 5 FGO und in§
2 Abs. 3 FeZG die Wortfolge "1. den Hauptmietzins einschlieBlich der Betriebskosten im Sinne des Mietrechtsgesetzes,
wobei eine gewahrte Mietzinsbeihilfe anzurechnen ist, 2." als verfassungswidrig aufgehoben. Allerdings sah er die
Verfassungswidrigkeit ausdrucklich nicht darin, dass "wiederkehrende Ausgaben fur Wohnraumlichkeiten im Eigentum
der Befreiungswerber [...] nicht abgezogen werden kénnen", sondern darin, dass "die Beschrankung des Abzugs auf
Mietverhaltnisse, die dem MRG unterliegen, in einer gegen Art. 7 B-VG verstoBenden Weise zu einer
Ungleichbehandlung von Mietverhaltnissen nach dem MRG mit Mietverhaltnissen auRerhalb des MRG fuhrt, die vom

Gesetzgeber ebenfalls einem mieterschiitzenden Regime unterstellt wurden".

Dadurch kommt =zum Ausdruck, dass - der Auslegung der aufgehobenen Bestimmung durch den
Verfassungsgerichtshof folgend - nur Hauptmietzinse fir Mietverhaltnisse nach dem MRG abzugsfahig sind. Die
Aufhebung der genannten Bestimmung trat nach den Aussprichen des Verfassungsgerichtshofs erst mit Ablauf des
31. August 2016 in Kraft; sie war daher im vorliegenden Verfahren durch die belangte Behdrde noch anwendbar.

Im konkreten Beschwerdefall werden die Voraussetzung fir die Anrechnung von Pauschalkosten in H6he von € 140,00
far das Eigenheim der Beschwerdeflihrerin erbracht, und stellen daher durch die seit 1. September 2016 in Kraft
getretene Novelle zum RGG (BGBI | Nr. 70/2016) erst ab diesem Zeitpunkt abzugsfahige Kosten im Sinne des8 48 Abs.
5FGO bzw.§ 2 Abs. 2Z 1 FeZG dar.

Der Verwaltungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis vom 31. Mdrz 2008,2005/17/0275, ausgefuhrt, dass die
Geltendmachung von Mehraufwendungen als anerkannte auBergewohnliche Belastungen im Sinne der 88 34 und 35
Einkommensteuergesetz 1988 nach § 48 Abs. 5 Z 2 Fernmeldegebihrenordnung voraussetzt, dass die zustandige
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Abgabenbehdrde einen Bescheid, der die Anerkennung der Aufwendungen als aulRergewdhnliche Belastung enthalt,
erlassen hat (vgl. auch Erkenntnis vom 25. November 2003, 2003/17/0245).

Soweit im Uberschreitungsfall § 48 Abs. 5 Fernmeldegebiihrenordnung bzw.§ 2 Abs. 3 Z 2 FeZG die Geltendmachung
abzugsfahiger Ausgaben in Form auBergewoéhnlicher Belastungen im Sinne der 88 34 und 35 Einkommensteuergesetz
1988 erlaubt ist, konnte die Beschwerdefihrerin mit Vorlage des Einkommenssteuerbescheides fur das Jahr 2015 keine
auBergewohnlichen Belastungen nachweisen.

Insoferne die Beschwerdefiihrerin die Kosten fiir das Familiengrab, Gemeindeabgaben und sonstige Kosten fir das
Eigenheim in Abzug gebracht haben will, ist auszufihren:

Die Aufzahlungen in § 48 Abs. 5 FGO bzw. § 2 Abs. 3 Z 2 FeZG der zu berucksichtigenden abzugsfahigen Ausgaben sind
taxativ. Die von der Beschwerdeflihrerin bekanntgegebenen und von ihr zu leistenden weiteren Zahlungen
entsprechen keiner der in § 48 Abs. 5 FGO bzw. § 2 Abs. 3 Z 2 FeZG genannten abzugsfahigen Ausgaben und kénnen
daher mangels expliziter Anfiihrung in 8 48 Abs. 5 FGO bzw. § 2 Abs. 3 Z 2 FeZG schon deshalb nicht als abzugsfahige
Ausgabe bei Ermittlung des mal3geblichen Haushaltseinkommens bertcksichtigt werden.

Da die Abweisung des Antrags auf GebUhrenbefreiung und auf Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt im
vorliegenden Fall insgesamt auch unter Zugrundelegung der Pauschalkosten fur den Wohnungsaufwand fur sich zu
Recht erfolgt ist, war die Beschwerde als unbegrindet abzuweisen.

Absehen vom Durchfiihren einer mindlichen Verhandlung:
Der entscheidungswesentliche Sachverhalt ist im vorliegenden Fall geklart.

GemalR8 24 Abs. 4 VwGVG konnte das Bundesverwaltungsgericht im vorliegenden Fall von einer mundlichen
Verhandlung absehen, weil die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erérterung eine weitere Klarung der
Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der
Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision

Die Revision ist gemaR 8§ 25a Abs. 1 VWGG iVm Art. 133 Abs. 4 B-VG unzuldssig, da der gegenstandliche Fall nicht von
der Ldsung einer Rechtsfrage abhdngt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Die Gesetzeslage erscheint im
entscheidungswesentlichen Zusammenhang insgesamt klar und eindeutig (zur Unzuldssigkeit einer Revision aus
diesem Grunde vgl. VwGH 27.08.2014, Ra 2014/05/0007 mwN).
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